




























Ortsgemeinde Üxheim

BESCHLUSSAUSFERTIGUNG
 
Gremium: Ortsgemeinderat Datum: 03.06.2026

Behandlung: Entscheidung Aktenzeichen: 11140-19

Öffentlichkeitsstatus öffentlich Vorlage Nr. 1-1838/26/37-130

Sitzungsdatum: 18.05.2026 Niederschrift: 37/OGR/091

 

Neufassung der Hauptsatzung der Ortsgemeinde Üxheim
 

Sachverhalt:
 
Nach § 25 der Gemeindeordnung (GemO) haben die Gemeinde eine Hauptsatzung zu erlassen, in der die
nach der Gemeindeordnung der Hauptsatzung vorbehaltenen Angelegenheiten zu regeln sind. In dieser
können weitere für die Selbstverwaltung der Gemeinde wichtige Fragen geregelt werden.
 
Die Beschlussfassung über die Hauptsatzung bedarf der Mehrheit der gesetzlichen Zahl der Mitglieder des
Ortsgemeinderates. 
 
Aus nachfolgenden Gründen wird empfohlen, eine Neufassung der Hauptsatzung anzustreben:
 
 Schaffung von Rechtssicherheit und Rechtsklarheit

Die meisten Hauptsatzungen der Gemeinden in der Verbandsgemeinde Gerolstein bestehen seit
einigen Jahren. Durch eine Vielzahl von Satzungen zur Änderung der Hauptsatzung kann eine gewisse
Unübersichtlichkeit vorhanden sein; teilweise ist auch „individuelles Ortsrecht“ in die bestehenden
Satzungsregelungen eingeflossen. Die Hauptsatzung der Ortsgemeinde Üxheim wurde am 08.08.1994
beschlossen und mit Änderungssatzungen vom 23.08.1999, 08.07.2004 und 25.07.2014 angepasst. 
 

 Anpassung an die aktuelle Rechtslage/Rechtsentwicklung
Unter Berücksichtigung der ortsspezifischen Verhältnisse orientiert sich der anhängende Entwurf der
Neufassung der Hauptsatzung an die aktuelle Muster-Hauptsatzung des Gemeinde- und Städtebund
Rheinland-Pfalz e.V. vom 01.03.2024.
 

 Vereinheitlichung aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung
Es sollen möglichst einheitliche Regelung für vergleichbare Gemeinden innerhalb der
Verbandsgemeinde Gerolstein angestrebt werden. Aktuell bestehen noch verschiedene Versionen mit
unterschiedlichen Schwerpunkten aus den ehemaligen „drei Verbandsgemeinden“. Zur
Vereinheitlichung haben wir die bestehenden Regelungen und Wertangaben in den Hauptsatzungen
verglichen und diese entsprechend an die aktuellen wirtschaftlichen Verhältnisse angepasst.

 
 Redaktionelle Änderungen

Im Rahmen der Neuaufstellung der Hauptsatzung der Gemeinden werden mehrere kleinere
redaktionelle Änderungen (gestalterische Änderungen, Inhaltsverzeichnis, Anpassung der
Nummerierung usw.) vorgenommen.

 
Der Sitzungsvorlage ist eine Synopse zum Vergleich der Alt- und Neu-Fassung sowie der Entwurf der
Neufassung der Hauptsatzung als Anlage beigefügt. 
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Nachfolgend werden die weitergehenden Änderungen der Neufassung der Hauptsatzung der Ortsgemeinde
Üxheim näher dargestellt:

 
 § 3 – Ausschüsse

In der Neufassung der Hauptsatzungsregelung wird festgelegt, dass der Ortsgemeinderat die Bildung
von Ausschüssen im Einzelnen beschließt und Näheres per Beschluss bestimmt.
 

 § 4 - Übertragung von Aufgaben des Ortsgemeinderates auf Ausschüsse
Übertragung der Aufgaben des Ortsgemeinderates an die Ausschüsse erfolgt, wie bisher, per
Beschluss.
 

 § 5 - Übertragung von Aufgaben an den Ortsbürgermeister
Anpassung der Formulierungen an die Regelungen der Muster-Hauptsatzung. Vergleich der
Wertangaben in den bestehenden Hauptsatzungen der Gemeinden in der Verbandsgemeinde
Gerolstein sowie an die aktuellen wirtschaftlichen Verhältnisse. Vorschlag zur Übertragung bis zu einer
Wertgrenze in Höhe von 5.000 Euro.

 
 §§ 7 bis 13  – Aufwandsentschädigung

Die Höhe der Sitzungsgelder (10,00 Euro) bleibt unberührt. Ergänzungen / Anpassungen an die Muster-
Hauptsatzung des Gemeinde- und Städtebundes unter Berücksichtigung der Regelungen in der
Landesverordnung über die Aufwandsentschädigung für kommunale Ehrenämter. 

 
Die aktuelle Hauptsatzungsregelung ist auf der Internetseite www.gerolstein.de einsehbar.
Link: 2020-04-09-hauptsatzung-uexheim-in-fassung-der-3.-aenderungssatzung-vom-25.07.2014-pdf.pdf
 
Der Ortsgemeinderat diskutiert ausführlich darüber, ob unter § 1 (4) der Hauptsatzung die öffentliche
Bekanntmachung nicht nur ausschließlich durch die eigene Homepage der Ortsgemeinde, oder die
Möglichkeit durch die durch Beschluss (vom 13.05.2019) bestimmten Zeitung oder der ortseigenen
Homepage erfolgen soll. Verwaltungsmitarbeiterin Raphaela Pauly wendet ein, dass das Vorhaben der
zweiten Variante zu überlegen und die rechtliche Umsetzung zu prüfen ist.
 
Beschluss:
 
Der Ortsgemeinderat beschließt die Neufassung der Hauptsatzung mit nachfolgenden Änderungen:
 

- Unter § 1 (4) der Hauptsatzung soll die öffentliche Bekanntmachung entweder in der durch den
Ortsgemeinderat durch Beschluss (vom 13.05.2019) bestimmten Zeitung oder auf der Homepage
(www.uexheim.de) der Ortsgemeinde Üxheim bekannt gemacht werden.

 
Abstimmungsergebnis: einstimmig beschlossen
Ja: 16  Nein: 0  Enthaltung: 0  Sonderinteresse: 0
 
Hinweis der Verwaltung:
 
In Rheinland-Pfalz können Ortsgemeinden dringliche Sitzungen nicht rechtswirksam ausschließlich über ihre
eigene Website öffentlich bekannt machen. Für solche Eilfälle schreibt das Landesrecht zwingend einen
analogen Aushang oder eine bestimmte Zeitung als amtliches Ersatzmedium vor; die eigene Homepage darf
nur zusätzlich als Bürgerinformation genutzt werden (§§ 7 und 8 GemODVO). Eine reine Online-
Bekanntmachung stellt einen Form- und Verfahrensfehler dar, der zur Unwirksamkeit aller in der Sitzung
gefassten Beschlüsse führen kann. 
 

http://www.gerolstein.de
https://www.gerolstein.de/leben-in-der-verbandsgemeinde/ortsgemeinden-und-staedte/uexheim/satzungen/2020-04-09-hauptsatzung-uexheim-in-fassung-der-3.-aenderungssatzung-vom-25.07.2014-pdf.pdf?cid=5qh
http://www.uexheim.de
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In Absprache mit Herrn Ortsbürgermeister Heintz wird der Tagesordnungspunkt in der kommenden Sitzung
erneut behandelt.



 
Synopse zur Änderung der Hauptsatzung der Ortsgemeinde Üxheim 

 

 
Ursprungsfassung 
 

 
Neufassung 
 

Begründung/ 
Erläuterungen 

§ 1 Öffentliche Bekanntmachungen, Bekanntgaben § 1 Öffentliche Bekanntmachung  

(1) Öffentliche Bekanntmachungen der Ortsgemeinde erfolgen 
in einer Zeitung. Der Ortsgemeinderat entscheidet durch Be-

schluss, in welcher Zeitung die Bekanntmachungen erfolgen; 

der Beschluss ist öffentlich bekanntzumachen. 
 

 

(2) Karten, Pläne oder Zeichnungen und damit verbundene 
Texte oder Erläuterungen können abweichend von Absatz 1 
durch Auslegung im Dienstgebäude der Verbandsgemeinde-

verwaltung zu jedermanns Einsicht während der Dienststun-

den bekanntgemacht werden, In diesem Falle ist auf Gegen-
stand, Ort (Gebäude und Raum), Frist und Zeit der Auslegung 

spätestens am Tage vor dem Beginn der Auslegung durch öf-

fentliche Bekanntmachung in der Form des Absatzes 1 hinzu-
weisen. Die Auslegungsfrist beträgt mindestens sieben volle 

Werktage. Besteht an dienstfreien Werktagen keine Mög-

lichkeit der Einsichtnahme, so ist die Auslegungsfrist so fest-
zusetzen, dass an mindestens sieben Tagen Einsicht genom-

men werden kann. 

 
(3) Soweit durch Rechtvorschriften eine öffentliche Auslegung 

vorgeschrieben ist und hierfür keine besonderen Bestim-

mungen gelten, gilt Absatz 2 entsprechend. 
 

(4) Dringliche Sitzungen im Sinne von § 8 Abs. 4 GemODVO des 

Gemeinderates oder eines Ausschusses oder eines Beirates 
werden abweichend von Absatz 1 durch Aushang an den Be-
kanntmachungstafeln bekanntgemacht, sofern eine rechtzei-

tige Bekanntmachung gemäß Absatz 1 nicht mehr möglich 

ist. Diese befinden sich: 
 

(1) Öffentliche Bekanntmachungen der Ortsgemeinde erfolgen 
in einer Zeitung. Der Ortsgemeinderat entscheidet durch Be-

schluss, in welcher Zeitung die Bekanntmachungen erfolgen; 

dieser Beschluss ist in der bisherigen Bekanntmachungsform 
öffentlich bekannt zu machen.  

 

(2)  Karten, Pläne oder Zeichnungen und damit verbundene 
Texte oder Erläuterungen können abweichend von Absatz 1 
durch Auslegung in einem Dienstgebäude der Verbandsge-

meindeverwaltung Gerolstein zu jedermanns Einsicht wäh-

rend der Dienststunden bekannt gemacht werden. In diesem 
Fall ist auf Gegenstand, Ort (Gebäude und Raum), Frist und 

Zeit der Auslegung spätestens am Tag vor dem Beginn der 

Auslegung durch öffentliche Bekanntmachung in der Form 
des Absatzes 1 hinzuweisen. Die Auslegungsfrist beträgt 

mindestens sieben volle Werktage. Besteht an dienstfreien 

Werktagen keine Möglichkeit der Einsichtnahme, so ist die 
Auslegungsfrist so festzusetzen, dass an mindestens sieben 

Tagen Einsicht genommen werden kann. 

 
(3) Soweit durch Rechtsvorschrift eine öffentliche Auslegung 

vorgeschrieben ist und hierfür keine besonderen Bestim-

mungen gelten, gilt Absatz 2 entsprechend. 
 

(4) Dringliche Sitzungen im Sinne von § 8 Abs. 4 GemODVO des 

Ortsgemeinderates oder eines Ausschusses oder eines Orts-
beirates werden abweichend von Absatz 1 in der durch den 
Ortsgemeinderat durch Beschluss bestimmten Zeitung be-

kannt gemacht, sofern eine rechtzeitige Bekanntmachung in 

dem in Absatz 1 Satz 1 bestimmten Bekanntmachungsorgan 
nicht möglich ist. Der Ortsgemeinderat entscheidet durch 

Beschlussfassung vom 
13.05.2019= Verbandsge-

meinde Gerolstein aktuell 

 
 

 

 
 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

Beschlussfassung vom 

13.05.2019= Trierischer 
Volksfreund 
 

Nach Rückmeldung von 

OBM Heintz soll in der Sit-
zung entschieden werden, 
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1. Üxheim:  an der Kirche 
2. Ahütte:  am Anwesen Sesterheim 

3. Leudersdorf:  am Bürgerhaus 

4. Flesten:  am Anwesen Mörsch 
5. Nollenbach:  an der Straßenkreuzung Leudersdorf 

6. Niederehe:  Mitte des Ortes an der Ecke Schröder 

7. Heyroth:  Mitte des Ortes an der Ecke Schröder 
 

 

 
 
 

(5) Kann wegen eines Naturereignisses oder wegen anderer be-

sonderer Umstände die vorgeschriebene Bekanntmachungs-
form nicht angewandt werden, so erfolgt in unaufschiebba-

ren Fällen die öffentliche Bekanntmachung durch Aushang 

an den Bekanntmachungstafeln. Die Bekanntmachung ist un-
verzüglich nach Beseitigung des Hindernisses in der vorge-

schriebenen Form nachzuholen, sofern nicht der Inhalt der 

Bekanntmachung durch Zeitablauf gegenstandlos geworden 
ist.  

 

 
(6) Sonstige Bekanntgaben erfolgen gemäß Absatz 1, sofern 

nicht eine andere Bekanntmachung vorgeschrieben ist. 

Beschluss, in welcher Zeitung diese Bekanntmachungen erfol-
gen; der Beschluss ist nach Absatz 1 öffentlich bekannt zu ma-

chen. 

 
(5) Kann wegen eines Naturereignisses oder wegen anderer be-

sonderer, nicht in der Verantwortung der Ortsgemeinde lie-

gender Umstände die vorgeschriebene Bekanntmachungs-
form nicht angewandt werden, so erfolgt in unaufschiebba-

ren Fällen die öffentliche Bekanntmachung durch Aushang 

an den unter Absatz 4 genannten Bekanntmachungstafeln. 
Die Bekanntmachung ist unverzüglich nach Beseitigung des 
Hindernisses in der vorgeschriebenen Form nachzuholen, so-

fern nicht der Inhalt der Bekanntmachung durch Zeitablauf 

gegenstandslos geworden ist. 
 

(6) Sonstige Bekanntgaben erfolgen gemäß Absatz 1, sofern 

nicht eine andere Bekanntmachungsform vorgeschrieben ist. 

ob eine Bekanntmachung 
von dringenden Sitzungen 

ausschließlich durch den 

TV (siehe Beschluss 
13.05.2019), oder auch 

durch Aushang (aktuelle 

Auflistung von Orten Be-
kanntmachungstafeln: 

1. Üxheim: an der Kirche 

2. Ahütte: Ecke Bahnhof-
straße - Ahbachstraße 

3. Leudersdorf: am Bürger-

haus; Kappenstr.5 

4. Flesten: vor Anwesen St. 
Rochusweg 12 

5. Nollenbach: vor Anwe-

sen Römerstraße 16 
6. Niederehe: Bushalte-

stelle am Gemeinde-

haus Im Auel 
7. Heyroth: Ecke Antonius-

straße - Vulkanweg),  

Ausruf, oder Veröffentli-
chung auf der Homepage 

der OG erfolgen soll 

 

§ 2 Ortsbezirke § 2 Ortsbezirke  

(1) Die folgenden Ortsbezirke werden gebildet: 

Ortsbezirk:  Üxheim-Ahütte 

Ortsbezirk:  Leudersdorf mit Flesten und Nollenbach 
Ortsbezirk:  Niederehe 

Ortsbezirk:  Heyroth 

 
 

(1) Im Gebiet der Ortsgemeinde bestehen folgende Ortsbezirke: 

Ortsbezirk:  Üxheim-Ahütte 

Ortsbezirk:  Leudersdorf mit Flesten und Nollenbach 
Ortsbezirk:  Niederehe 

Ortsbezirk:  Heyroth 
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(2) Die Zahl der Mitglieder der Ortsbeiräte beträgt: 
Ortsbeirat Üxheim-Ahütte:  5 Mitglieder 

Ortsbeirat Leudersdorf:  5 Mitglieder 

Ortsbeirat Niederehe:  5 Mitglieder 
Ortsbeirat Heyroth:  3 Mitglieder 

(2) In jedem Ortsbezirk wird ein Ortsbeirat gewählt. Die Zahl der 
gewählten Ortsbeiratsmitglieder beträgt in Ortsbezirken: 

Ortsbeirat Üxheim-Ahütte:  5 Mitglieder 

Ortsbeirat Leudersdorf:  5 Mitglieder 
Ortsbeirat Niederehe:  5 Mitglieder 

Ortsbeirat Heyroth:  3 Mitglieder 

Vorschlag zur Größe des 
Ortsbeiräte nach Einwoh-

nerzahl. Orientierung an § 

29 Abs.2 GemO. 
Nach telefonischer Rück-

sprache mit OBM Heintz 

am 04.09.2025, bleibt es 
bei der Anzahl der Ortsbei-

ratsmitglieder wie bisher 

§ 3 Ausschüsse des Gemeinderates § 3 Ausschüsse des Gemeinderates  

(1) Der Gemeinderat bildet folgende Ausschüsse: 
1. Bau- und Liegenschaftsausschuss:  10 Mitglieder, 

10 Stellvertreter 

2. Rechnungsprüfungsausschuss:  5 Mitglieder, 
5 Stellvertreter 

 

(2) Die Ausschüsse gemäß Absatz 1 werden aus Mitgliedern des 

Gemeinderates und sonstigen wählbaren Bürgerinnen und 
Bürgern der Gemeinde gebildet. Mindestens die Hälfte der 

Ausschussmitglieder müssen Ratsmitglieder sein. 

Die Bildung von weiteren Ausschüssen wird vom Orts-
gemeinderat im Einzelnen beschlossen. Er bestimmt das 

Nähere über die Anzahl, die Aufgaben und die Bezeich-

nung der Ausschüsse sowie über deren Zusammenset-
zung und Mitgliederzahl per Beschluss.  

Mehr Flexibilität; Verein-

heitlichung: 

entsprechend der Muster-

hauptsatzung des GStB; 

Bildung von Ausschüssen 

ist in § 44 GemO geregelt 

 

Hinweis:  

In der konstituierenden Sit-
zung am 23.07.2024 wur-
den der RPA und der Bau- 

und Liegenschaftsaus-

schuss gebildet. 

§ 4 Übertragung von Aufgaben des Gemeinderates auf Aus-
schüsse 

§ 4 Übertragung von Aufgaben des Ortsgemeinderates auf 
Ausschüsse 

 

(1) Soweit einem Ausschuss die Beschlussfassung über Angele-

genheiten nicht übertragen ist, hat der Ausschuss innerhalb 
seines Zuständigkeitsbereiches die Beschlüsse des Gemein-

derates vorzuberaten. 

 
(2) Die Übertragung der Beschlussfassung über eine bestimmte 

Angelegenheit auf einen Ausschuss erfolgt durch Beschluss 
des Gemeinderates. Sie gilt bis zum Ende der Wahlzeit des 

 

 
 

 

 
Die Übertragung der Beschlussfassung über eine bestimmte An-

gelegenheit auf einen Ausschuss erfolgt durch Beschluss des 
Ortsgemeinderates. Sie gilt bis zum Ende der Wahlzeit des 

Vereinheitlichung – Aufga-

benübertagung erfolgt per 

Beschluss gemäß der Rege-

lung des § 44 GemO 

 

Die Aufgaben und Ent-
scheidungsbefugnisse des 
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Gemeinderates, soweit ihm die Beschlussfassung nicht ent-
zogen wird. Die Bestimmungen in der Hauptsatzung bleiben 

unberührt. 

Ortsgemeinderates, soweit die Beschlussfassung dem Aus-
schuss nicht wieder entzogen wird. Die Bestimmungen dieser 

Hauptsatzung bleiben unberührt. 

 
 

Rechnungsprüfungsaus-
schusses ergeben sich aus 

den gesetzlichen Bestim-

mungen (u.a. §§ 112 bis 
114 GemO). 

 § 5 Übertragung von Aufgaben des Ortsgemeinderates auf den 
Ortsbürgermeister  

 

 (1) Auf den Ortsbürgermeister wird die Entscheidung in folgen-
den Angelegenheiten übertragen:  

1. Verfügung über Gemeindevermögen sowie die Hingabe 

von Darlehen der Ortsgemeinde bis zu einer Wertgrenze 
von 5.000 €; 

2. Vergabe von Aufträgen über Bau-, Dienst- und Lieferleis-

tungen im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel bis 
zu einer Wertgrenze von 5.000 €; 

3. Gewährung von Zuwendungen im Rahmen der verfügba-

ren Haushaltsmittel nach Maßgabe allgemeiner Grunds-

ätze und Richtlinien des Ortsgemeinderates/Stadtrates; 
4. Unbefristete Niederschlagung und Erlass gemeindlicher 

Forderungen bis zu einem Betrag von 5.000 €, 

5. Einvernehmen in den Fällen des des § 36 BauGB mit Aus-
nahme von § 31 Abs.2, 3 und § 35 BauGB; 

6. Vergabe von Standplätzen auf Messen, Volksfesten und 

ähnlichen Veranstaltungen im Sinne des § 14 Abs. 2 
GemO; 

7. Entscheidung über die Einlegung von Rechtsbehelfen und 

Rechtsmitteln zur Fristwahrung; 
8. die gemeindliche Vertretung der Mitgliedschaftsrechte in 

der Jagdgenossenschaftsversammlung nach Maßgabe der 

Entscheidungen des Ortsgemeinderates/Stadtrates oder 
des zuständigen Ausschusses. 

 

Sonstige besondere gesetzliche Zuständigkeitsbestimmun-
gen bleiben unberührt. 

Vereinheitlichung: 

Aufgabenübertragungen 

entsprechend der Muster-

Hauptsatzung des GStB 

 

Als Anhaltspunkt für die 

Höhe der Übertragung 

dient die Einwohnerzahl 

und die Zahl der Ratsmit-

glieder; vgl. in der VG 
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(2) Wertgrenzen nach Absatz 1 gelten zuzüglich Umsatzsteuer 

und im Einzelfall bzw. je Auftrag. 

 

§ 5 Beigeordnete § 6 Beigeordnete  

Die Gemeinde hat bis zu 3 Beigeordnete. 

 

Die Ortsgemeinde hat bis zu 3 Beigeordnete. Beschlussfassung vom 

23.07.2024; 3 Beigeord-

nete in der lfd. Legislatur-
periode  

§ 6 Aufwandsentschädigung für Mitglieder des Gemeindera-
tes 

§ 7 Aufwandsentschädigung für Mitglieder des Ortsgemeinde-
rates 

 

(1) Zur Abgeltung der notwendigen baren Auslagen und der 

sonstigen persönlichen Aufwendungen erhalten die Gemein-

deratsmitglieder für die Teilnahme an Sitzungen des Ge-
meinderates eine Entschädigung nach Maßgabe der Absätze 

2 bis 5. 

 
(2) Die Entschädigung wird gewährt in Form eines Sitzungsgel-

des in Höhe von 10,00 €. 

 
 

 

 
 

 

(3) Neben der Entschädigung nach Absatz 2 wird nachgewiese-
ner Lohnausfall in voller Höhe ersetzt: er umfasst bei Arbeit-
nehmern auch die entgangenen tariflichen und freiwilligen 

Arbeitgeberleistungen sowie den Arbeitgeberanteil zu den 

gesetzlichen Sozialversicherungsbeiträgen. Verdienstausfall 
wird auf Antrag in Form eines Durchschnittssatzes ersetzt, 

(1) Zur Abgeltung der notwendigen baren Auslagen und der 

sonstigen persönlichen Aufwendungen erhalten die Ortsge-

meinderatsmitglieder für die Teilnahme an Sitzungen des 
Ortsgemeinderates eine Entschädigung nach Maßgabe der 

Absätze 2 bis 6. 

 
(2) Die Entschädigung wird gewährt in Form eines Sitzungsgel-

des in Höhe von 10 €. Das Sitzungsgeld nach Satz 1 wird auch 

bei digitaler Sitzungsteilnahme und bei Umlaufverfahren un-
gekürzt gewährt. 

 

(3) Neben der Entschädigung nach Absatz 2 werden keine Fahr-
kosten für Fahrten zwischen Wohnort und Sitzungsort er-

stattet. 

(4) Neben der Entschädigung nach Absatz 2 wird nachgewiese-
ner Lohnausfall in voller Höhe ersetzt; er umfasst bei Arbeit-

nehmern auch die entgangenen tarifvertraglichen und frei-

willigen Arbeitgeberleistungen sowie den Arbeitgeberanteil 
zu den gesetzlichen Sozialversicherungsbeiträgen. 

Anpassung an die Rege-

lung der Muster-Hauptsat-

zung 
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dessen Höhe vom Gemeinderat festgesetzt wird. Personen, 
die einen Lohn- oder Verdienstausfall nicht geltend machen 

können, denen aber im häuslichen Bereich ein Nachteil ent-

steht, der in der Regel nur durch das Nachholen versäumter 
Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgegli-

chen werden kann, erhalten einen Ausgleich entsprechend 

den Bestimmungen des Satzes 2. 
 

 

 
 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
 
 

 
 

 

 
 

(4) Neben der Aufwandsentschädigung erhalten die Gemeinde-

ratsmitglieder für Dienstreisen Reisekostenvergütung nach 
den Bestimmungen des Landesreisekostengesetzes.  

 
 

(5) Bei Teilnahme an mehreren Sitzungen an einem Tag wird nur 
ein Sitzungsgeld gewährt. 

Selbstständig tätige Personen erhalten auf Antrag Verdienst-
ausfall in Höhe eines Durchschnittssatzes von bis zu 50,00 € 

je Sitzung. Personen, die weder einen Lohn- noch einen Ver-

dienstausfall geltend machen können, denen aber im berufli-
chen oder häuslichen Bereich ein Nachteil entsteht, der in 

der Regel nur durch das Nachholen versäumter Arbeit oder 

die Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgeglichen werden 
kann, erhalten auf Antrag einen Ausgleich 

 

1. in Höhe von 50,00 € je Sitzung, wenn sie mindestens 
ein in ihrem Haushalt mit ihnen wohnendes Kind unter 14 
Jahren tatsächlich betreuen oder 

 

2. in Höhe von 50,00 € je Sitzung, wenn sie einen nach 
ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen sonstigen Angehö-

rigen tatsächlich betreuen oder pflegen. 

 
Liegen die Voraussetzungen des Satzes 3 Nummern 1 und 2 

gleichzeitig vor, wird der Ausgleich nur einmal gewährt; es 

gilt der höhere Betrag. In den Fällen des § 18a Abs.6 GemO 
wird unter den Voraussetzungen des Satzes 2 Verdienstaus-
fall je Fortbildungstag in Höhe des Betrages, wie er für eine 

Sitzung gewährt würde, erstattet, wenn die Fortbildungsver-
anstaltung mindestens fünf Zeitstunden einschließlich Pau-

sen dauert; entsprechendes gilt in den Fällen des Nachteils-

ausgleichs (Satz 3). 
 

(5) Neben der Aufwandsentschädigung erhalten die Ortsge-

meinderatsmitglieder für Dienstreisen außerhalb des Ge-
meindebezirkes eine Reisekostenvergütung nach den Best-
immungen des Landesreisekostengesetzes. 

 

(6) Bei Teilnahme an mehreren Sitzungen oder Besprechungen 
an einem Tag wird nur ein Sitzungsgeld bezahlt. 

Kommentiert [LM1]: aus vorheriger Hauptsatzung übernommen 
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(7) Notwendige Aufwendungen für die entgeltliche Betreuung 

von Kindern oder pflegebedürftigen Angehörigen werden 

auf Antrag in nachgewiesener Höhe gesondert erstattet. 
Sonstige Entschädigungen bleiben unberührt. 

§ 7 Aufwandsentschädigung für Mitglieder von Ausschüssen  § 8 Aufwandsentschädigung für Mitglieder von Ausschüssen  

(1) Die Mitglieder der Ausschüsse des Gemeinderates erhalten 
eine Entschädigung in Form eines Sitzungsgeldes in Höhe 

von 10,00 €. 

 
(2) Im Übrigen gelten die Bestimmungen des § 6 Abs. 2-5 ent-

sprechend. 

(1) Die Mitglieder der Ausschüsse des Ortsgemeinderates erhal-
ten eine Entschädigung in Form eines Sitzungsgeldes in Höhe 

von 10,00 €. 

 
(2) Im Übrigen gelten die Bestimmungen des § 7 Abs. 4 bis 6 

entsprechend. 

 

§ 8 Aufwandsentschädigung für Mitglieder von Ortsbeiräten § 9 Aufwandsentschädigung für Mitglieder von Ortsbeiräten  

(1) Die Mitglieder der Ortsbeiräte erhalten eine Entschädigung 
in Form eines Sitzungsgeldes in Höhe von 10,00 €. 

 

(2) Im Übrigen gelten die Bestimmungen des § 6 Abs. 2-5 ent-
sprechend. 

(1) Die Mitglieder der Ortsbeiräte erhalten eine Entschädigung 
in Form eines Sitzungsgeldes in Höhe von 10,00 €. 

 

(2) Im Übrigen gelten die Bestimmungen des § 7 Abs.3 bis 6 ent-
sprechend. 

 

§ 9 Aufwandsentschädigung des Ortsbürgermeisters § 10 Aufwandsentschädigung des Ortsbürgermeisters  

(1) Dem Ortsbürgermeister wird die gemäß § 12 Abs. 1 Entschä-
digungs-VO-Gemeinden zustehende monatliche Aufwands-
entschädigung gezahlt. 

 

(2) Sofern nach den steuerrechtlichen Bestimmungen die Ent-
richtung der Lohnsteuer nach einem Pauschal-Steuersatz 

möglich ist, wird die pauschale Lohnsteuer von der Ge-

meinde getragen. Die pauschalen Lohnsteuer- und pauscha-
len Kranken- und Rentenversicherungsbeiträge werden auf 

die Aufwandsentschädigung nicht angerechnet. 

 

(1) Der Ortsbürgermeister erhält eine Aufwandsentschädigung 
gemäß § 12 Abs. 1 Satz 1 KomAEVO. 
 

 

(2) Sofern nach den steuerrechtlichen Bestimmungen die Ent-
richtung der Lohn- bzw. Einkommensteuer nach einem 

Pauschsteuersatz möglich ist, wird die pauschale Lohn- bzw. 

Einkommensteuer von der Ortsgemeinde getragen. Die pau-
schale Lohn- bzw. Einkommensteuer und pauschale Sozial-

versicherungsbeiträge werden auf die Aufwandsentschädi-

gung nicht angerechnet. 
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(3) § 6 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend.  
(3) § 7 Abs. 3 und 6 gilt entsprechend. 

§ 10 Aufwandsentschädigung der Beigeordneten § 11 Aufwandsentschädigung der Beigeordneten  

(1) Der ehrenamtliche Beigeordnete erhält für den Fall der Ver-
tretung des Ortsbürgermeisters gem. § 12 Abs. 1 Entschädi-

gungs-VO-Gemeinden eine Aufwandsentschädigung in Höhe 

der Aufwandsentschädigung des Ortsbürgermeisters. Erfolgt 
die Vertretung des Ortsbürgermeisters nicht für die Dauer 

eines vollen Monats, so beträgt sie für jeden Tag der Vertre-

tung ein Dreißigstel des Monatsbetrages der dem Ortsbür-
germeister zustehenden Aufwandsentschädigung. Erfolgt die 

Vertretung während eines kürzeren Zeitraumes als einen 

vollen Tag, so erhält er ein Sechzigstel der Aufwandsentschä-
digung nach Satz 2, mindestens 19,60 DM. Eine nach Absatz 
2 gewährte Aufwandsentschädigung ist anzurechnen. 

 
(2) Ehrenamtliche Beigeordnete, die nicht Gemeinderatsmit-

glied sind und denen keine Aufwandsentschädigung gewährt 

wird, erhalten für die Teilnahme an den Sitzungen des Ge-

meinderates, der Ausschüsse, der Ortsbeiräte, an den Be-
sprechungen mit dem Bürgermeister (§ 50 Abs. 7 GemO) das 

für Gemeinderatsmitglieder festgelegte Sitzungsgeld. 
 

 
(3) Sofern nach den steuerlichen Bestimmungen die Entrichtung 

der Lohnsteuer nach einem Pauschsteuersatz möglich ist, 
wird der Pauschsteuersatz von der Gemeinde getragen. Der 

Pauschsteuerbetrag wird auf die Aufwandsentschädigung 

nicht angerechnet. 
(4) § 6 Abs. 3 und 4 gelten entsprechend. 

 

(1) Ehrenamtliche Beigeordnete erhalten für den Fall der Ver-
tretung des Ortsbürgermeisters eine Aufwandsentschädi-

gung in Höhe der Aufwandsentschädigung des Ortsbürger-

meisters nach § 12 Abs.1 KomAEVO. Erfolgt die Vertretung 
nicht für die Dauer eines vollen Monats, so beträgt sie für je-

den Tag der Vertretung ein Dreißigstel des Monatsbetrags 

der dem Ortsbürgermeister zustehenden Aufwandsentschä-
digung. Erfolgt die Vertretung insgesamt während eines kür-

zeren Zeitraums als einen vollen Tag, so beträgt die Auf-

wandsentschädigung insgesamt die Hälfte des Tagessatzes 
nach Satz 2. Eine nach Absatz 2 gewährte Aufwandsentschä-
digung ist anzurechnen. 

 

(2) Ehrenamtliche Beigeordnete, denen keine Aufwandsent-
schädigung nach Absatz 1 gewährt wird, erhalten für die 

Teilnahme an den Sitzungen des Ortsgemeinderates, der 

Ausschüsse und der Ortsbeiräte die für Ortsgemeinderats-
mitglieder festgesetzte Aufwandsentschädigung, sofern sie 

nicht bereits hierfür eine Entschädigung als gewähltes Rats- 

oder Ausschussmitglied erhalten. § 7 Abs.3 und 6 gilt ent-
sprechend. 

 

 
 

 

(3)  § 7 Abs.3 bis 6 sowie § 10 Abs. 2 gelten entsprechend. 

Anpassung an die Rege-
lung der Muster-Hauptsat-

zung 
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§ 11 Aufwandsentschädigung der Ortsvorsteher § 12 Aufwandsentschädigung der Ortsvorsteher  

(1) Die Ortsvorsteher erhalten eine Aufwandsentschädigung. 

Diese beträgt 50 v. H. der Aufwandsentschädigung, die ein 
Ortsbürgermeister nach der Einwohnerzahl des Ortsbezirks 

gemäß § 12 Abs. 1 Satz 1 Entschädigungs-VO-Gemeinden er-

halten würde. 
 

(2) Stellvertretende Ortsvorsteher, die den Ortsvorsteher inner-

halb eines Monats insgesamt länger als drei Tage vertreten, 
erhalten eine Aufwandsentschädigung bis zur gleichen Höhe 

wie der Ortsvorsteher entsprechend der für die Beigeordne-

ten geltenden Bestimmungen. 
 

 

(3) Sofern nach den steuerlichen Bestimmungen die Entrichtung 

der Lohnsteuer nach einem Pauschsteuersatz möglich ist, 
wird der Pauschsteuersatz von der Gemeinde getragen. Der 

Pauschbetrag wird auf die Aufwandsentschädigung nicht an-

gerechnet. 
 

(4) § 6 Abs. 3 und 4 gelten entsprechend. 

(1) Die Ortsvorsteher erhalten eine Aufwandsentschädigung. 

Diese beträgt 50 % der Aufwandsentschädigung, die ein 
Ortsbürgermeister nach der Einwohnerzahl des Ortsbezirks 

gemäß § 12 Abs.1 Satz 1 KomAEVO erhalten würde. 

 
 

(2) Stellvertretende Ortsvorsteher, die den Ortsvorsteher inner-

halb eines Monats insgesamt länger als drei Tage vertreten, 
erhalten eine Aufwandsentschädigung in gleicher Höhe wie 

der Ortsvorsteher entsprechend der für die Beigeordneten 

geltenden Bestimmungen. 
 
 

 

 
 

 

 
 

(3) § 7 Abs.3, 4 und 6 sowie § 10 Abs.2 gelten entsprechend. 

Anpassung an die Rege-

lung der Muster-Hauptsat-
zung 

 

 
 

 

 
 

§ 11a DM / EURO   

Für die Umrechnung DM / EURO gilt ein geglätteter Wert im 

Verhältnis von 2,00 DM = 1 EURO. 

 Umstellung DM/ EURO ist 

erfolgt; Regelung entfällt. 

 § 13 Aufwandsentschädigung für weitere Ehrenämter  

 (1) Die Mitglieder des Wahlausschusses erhalten für Sitzungen 

des Wahlausschusses ein Sitzungsgeld in Höhe 10,00 €. Fin-
den gleichzeitig Wahlausschusssitzungen verschiedener 

Wahlen und Abstimmungen statt, wird die Aufwandsent-
schädigung nur einmal gewährt. 
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(2) Die Mitglieder und Hilfskräfte der Wahl- und Abstimmungs-

vorstände erhalten eine pauschalierte Abgeltung ihres baren 

Aufwandes in der Form eines Erfrischungsgeldes. Das Erfri-
schungsgeld bestimmt sich durch die spezialgesetzliche Re-

gelung der jeweiligen Wahl. Bei der Kommunalwahl wird den 

Mitgliedern der Wahlvorstände für den Wahltag ein Erfri-
schungsgeld analog der Höhe der Regelungen der Landes-

wahlordnung oder Bundeswahlordnung gewährt; es gilt der 

höhere Betrag. Finden an einem Wahltag mehrere Wahlen 
und Abstimmungen gleichzeitig statt, so wird das Erfri-
schungsgeld nur einmalgewährt.  

 

(3) § 10 Abs.2 gilt entsprechend. 

 
 

 

§ 12 Inkrafttreten § 14 Inkrafttreten  

(1) Diese Hauptsatzung tritt am 08. August 1994 in Kraft. 

 
(2) Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 30. Juli 1994/01.Au-

gust 1989 außer Kraft. 

(1) Die Hauptsatzung tritt am 08.06.2026in Kraft. 

 
(2) Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 08.08.1994 mit der 

3. Änderungssatzung vom 25.07.2014 außer Kraft. 

 

 



 

 

H A U P T S A T Z U N G  
 

der Ortsgemeinde Üxheim 

vom 17.06.2026 
 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Der Ortsgemeinderat der Ortsgemeinde Üxheim hat aufgrund der §§ 24 und 25 Gemeindeordnung 

(GemO), der §§ 7 und 8 der Landesverordnung zur Durchführung der Gemeindeordnung (GemODVO) und 

des § 2 der Landesverordnung über die Aufwandsentschädigung für kommunale Ehrenämter (KomAEVO) 

die folgende Hauptsatzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird: 
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§ 1 Öffentliche Bekanntmachungen, Bekanntgaben 

(1) Öffentliche Bekanntmachungen der Ortsgemeinde erfolgen in einer Zeitung. Der Ortsgemeinderat 

entscheidet durch Beschluss, in welcher Zeitung die Bekanntmachungen erfolgen; dieser Beschluss ist 

in der bisherigen Bekanntmachungsform öffentlich bekannt zu machen.  

(2)  Karten, Pläne oder Zeichnungen und damit verbundene Texte oder Erläuterungen können 

abweichend von Absatz 1 durch Auslegung in einem Dienstgebäude der 

Verbandsgemeindeverwaltung Gerolstein zu jedermanns Einsicht während der Dienststunden 

bekannt gemacht werden. In diesem Fall ist auf Gegenstand, Ort (Gebäude und Raum), Frist und Zeit 

der Auslegung spätestens am Tag vor dem Beginn der Auslegung durch öffentliche Bekanntmachung 
in der Form des Absatzes 1 hinzuweisen. Die Auslegungsfrist beträgt mindestens sieben volle 

Werktage. Besteht an dienstfreien Werktagen keine Möglichkeit der Einsichtnahme, so ist die 

Auslegungsfrist so festzusetzen, dass an mindestens sieben Tagen Einsicht genommen werden kann. 

(3) Soweit durch Rechtsvorschrift eine öffentliche Auslegung vorgeschrieben ist und hierfür keine 

besonderen Bestimmungen gelten, gilt Absatz 2 entsprechend. 

(4) Dringliche Sitzungen im Sinne von § 8 Abs. 4 GemODVO des Ortsgemeinderates, eines Ausschusses oder 

eines Ortsbeirates werden abweichend von Absatz 1 in der durch den Ortsgemeinderat durch Beschluss 

bestimmten Zeitung bekannt gemacht, sofern eine rechtzeitige Bekanntmachung in dem in Absatz 1 

Satz 1 bestimmten Bekanntmachungsorgan nicht möglich ist. Der Ortsgemeinderat entscheidet durch 

Beschluss, in welcher Zeitung diese Bekanntmachungen erfolgen; der Beschluss ist nach Absatz 1 
öffentlich bekannt zu machen. 

(5) Kann wegen eines Naturereignisses oder wegen anderer besonderer, nicht in der Verantwortung der 

Ortsgemeinde liegender Umstände die vorgeschriebene Bekanntmachungsform nicht angewandt 

werden, so erfolgt in unaufschiebbaren Fällen die öffentliche Bekanntmachung durch öffentlichen 

Ausruf. Die Bekanntmachung ist unverzüglich nach Beseitigung des Hindernisses in der 

vorgeschriebenen Form nachzuholen, sofern nicht der Inhalt der Bekanntmachung durch Zeitablauf 

gegenstandslos geworden ist. 

(6) Sonstige Bekanntgaben erfolgen gemäß Absatz 1, sofern nicht eine andere Bekanntmachungsform 

vorgeschrieben ist 

 
 

§ 2 Ortsbezirke 

(1) Im Gebiet der Ortsgemeinde bestehen folgende Ortsbezirke: 

Ortsbezirk:  Üxheim-Ahütte 

Ortsbezirk:  Leudersdorf mit Flesten und Nollenbach 

Ortsbezirk:  Niederehe 

Ortsbezirk:  Heyroth 

(2) In jedem Ortsbezirk wird ein Ortsbeirat gewählt. Die Zahl der gewählten Ortsbeiratsmitglieder beträgt 

in Ortsbezirken: 

Ortsbeirat Üxheim-Ahütte:  5 Mitglieder 

Ortsbeirat Leudersdorf:  5 Mitglieder 

Ortsbeirat Niederehe:  5 Mitglieder 
Ortsbeirat Heyroth:  3 Mitglieder 

 

 

§ 3 Ausschüsse des Ortsgemeinderates 

Die Bildung von weiteren Ausschüssen wird vom Ortsgemeinderat im Einzelnen beschlossen. Er bestimmt 

das Nähere über die Anzahl, die Aufgaben und die Bezeichnung der Ausschüsse sowie über deren 

Zusammensetzung und Mitgliederzahl per Beschluss. 
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§ 4 Übertragung von Aufgaben des Ortsgemeinderates auf Ausschüsse 

Die Übertragung der Beschlussfassung über eine bestimmte Angelegenheit auf einen Ausschuss erfolgt 

durch Beschluss des Ortsgemeinderates. Sie gilt bis zum Ende der Wahlzeit des Ortsgemeinderates, soweit 

die Beschlussfassung dem Ausschuss nicht wieder entzogen wird. Die Bestimmungen dieser Hauptsatzung 

bleiben unberührt. 

 

 

§ 5 Übertragung von Aufgaben des Ortsgemeinderates auf den Ortsbürgermeister  

(1) Auf den Ortsbürgermeister wird die Entscheidung in folgenden Angelegenheiten übertragen:  

1. Verfügung über Gemeindevermögen sowie die Hingabe von Darlehen der Ortsgemeinde bis zu einer 

Wertgrenze von 5.000 €; 
2. Vergabe von Aufträgen über Bau-, Dienst- und Lieferleistungen im Rahmen der verfügbaren 

Haushaltsmittel bis zu einer Wertgrenze von 5.000 €; 

3. Gewährung von Zuwendungen im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel nach Maßgabe 

allgemeiner Grundsätze und Richtlinien des Ortsgemeinderates/Stadtrates; 

4. Unbefristete Niederschlagung und Erlass gemeindlicher Forderungen bis zu einem Betrag von 5.000 

€, 

5. Einvernehmen in den Fällen des des § 36 BauGB mit Ausnahme von § 31 Abs.2, 3 und § 35 BauGB; 

6. Vergabe von Standplätzen auf Messen, Volksfesten und ähnlichen Veranstaltungen im Sinne des 

§ 14 Abs. 2 GemO; 

7. Entscheidung über die Einlegung von Rechtsbehelfen und Rechtsmitteln zur Fristwahrung; 
8. die gemeindliche Vertretung der Mitgliedschaftsrechte in der Jagdgenossenschaftsversammlung 

nach Maßgabe der Entscheidungen des Ortsgemeinderates/Stadtrates oder des zuständigen 

Ausschusses. 

Sonstige besondere gesetzliche Zuständigkeitsbestimmungen bleiben unberührt. 

(2) Wertgrenzen nach Absatz 1 gelten zuzüglich Umsatzsteuer und im Einzelfall bzw. je Auftrag. 

 

 

§ 6 Beigeordnete 

Die Ortsgemeinde hat bis zu 3 Beigeordnete. 

 

 

§ 7 Aufwandsentschädigung für Mitglieder des Ortsgemeinderates 

(1) Zur Abgeltung der notwendigen baren Auslagen und der sonstigen persönlichen Aufwendungen 

erhalten die Ortsgemeinderatsmitglieder für die Teilnahme an Sitzungen des Ortsgemeinderates eine 
Entschädigung nach Maßgabe der Absätze 2 bis 6. 

(2) Die Entschädigung wird gewährt in Form eines Sitzungsgeldes in Höhe von 10 €. Das Sitzungsgeld nach 

Satz 1 wird auch bei digitaler Sitzungsteilnahme und bei Umlaufverfahren ungekürzt gewährt. 

(3) Neben der Entschädigung nach Absatz 2 werden keine Fahrkosten für Fahrten zwischen Wohnort und 

Sitzungsort erstattet. 

(4) Neben der Entschädigung nach Absatz 2 wird nachgewiesener Lohnausfall in voller Höhe ersetzt; er 

umfasst bei Arbeitnehmern auch die entgangenen tarifvertraglichen und freiwilligen 

Arbeitgeberleistungen sowie den Arbeitgeberanteil zu den gesetzlichen Sozialversicherungsbeiträgen. 

Selbstständig tätige Personen erhalten auf Antrag Verdienstausfall in Höhe eines Durchschnittssatzes 

von bis zu 50,00 € je Sitzung. Personen, die weder einen Lohn- noch einen Verdienstausfall geltend 
machen können, denen aber im beruflichen oder häuslichen Bereich ein Nachteil entsteht, der in der 

Regel nur durch das Nachholen versäumter Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft 

ausgeglichen werden kann, erhalten auf Antrag einen Ausgleich 
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1. in Höhe von 50,00 € je Sitzung, wenn sie mindestens ein in ihrem Haushalt mit ihnen wohnendes 

Kind unter 14 Jahren tatsächlich betreuen oder 

2. in Höhe von 50,00 € je Sitzung, wenn sie einen nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen 

sonstigen Angehörigen tatsächlich betreuen oder pflegen. 

Liegen die Voraussetzungen des Satzes 3 Nummern 1 und 2 gleichzeitig vor, wird der Ausgleich nur 

einmal gewährt; es gilt der höhere Betrag. In den Fällen des § 18a Abs.6 GemO wird unter den 

Voraussetzungen des Satzes 2 Verdienstausfall je Fortbildungstag in Höhe des Betrages, wie er für eine 
Sitzung gewährt würde, erstattet, wenn die Fortbildungsveranstaltung mindestens fünf Zeitstunden 

einschließlich Pausen dauert; entsprechendes gilt in den Fällen des Nachteilsausgleichs (Satz 3). 

(5) Neben der Aufwandsentschädigung erhalten die Ortsgemeinderatsmitglieder für Dienstreisen 

außerhalb des Gemeindebezirkes eine Reisekostenvergütung nach den Bestimmungen des 

Landesreisekostengesetzes. 

(6) Bei Teilnahme an mehreren Sitzungen oder Besprechungen an einem Tag wird nur ein Sitzungsgeld 

bezahlt. 

(7) Notwendige Aufwendungen für die entgeltliche Betreuung von Kindern oder pflegebedürftigen 

Angehörigen werden auf Antrag in nachgewiesener Höhe gesondert erstattet. Sonstige 

Entschädigungen bleiben unberührt. 
 

 

§ 8 Aufwandsentschädigung für Mitglieder von Ausschüssen 

(1) Die Mitglieder der Ausschüsse des Ortsgemeinderates erhalten eine Entschädigung in Form eines 

Sitzungsgeldes in Höhe von 10,00 €. 

(2) Im Übrigen gelten die Bestimmungen des § 7 Abs. 4 bis 6 entsprechend. 

 

§ 9 Aufwandsentschädigung für Mitglieder von Ortsbeiräten  

(1) Die Mitglieder der Ortsbeiräte erhalten eine Entschädigung in Form eines Sitzungsgeldes in Höhe von 

10,00 €. 

(2) Im Übrigen gelten die Bestimmungen des § 7 Abs.3 bis 6 entsprechend. 

 

 

§ 10 Aufwandsentschädigung des Ortsbürgermeisters  

(1) Der Ortsbürgermeister erhält eine Aufwandsentschädigung gemäß § 12 Abs. 1 Satz 1 KomAEVO. 

(2) Sofern nach den steuerrechtlichen Bestimmungen die Entrichtung der Lohn- bzw. Einkommensteuer 
nach einem Pauschsteuersatz möglich ist, wird die pauschale Lohn- bzw. Einkommensteuer von der 

Ortsgemeinde getragen. Die pauschale Lohn- bzw. Einkommensteuer und pauschale 

Sozialversicherungsbeiträge werden auf die Aufwandsentschädigung nicht angerechnet. 

(3) § 7 Abs. 3 und 6 gilt entsprechend. 

 

 

§ 11 Aufwandsentschädigung der Beigeordneten 

(1) Ehrenamtliche Beigeordnete erhalten für den Fall der Vertretung des Ortsbürgermeisters eine 

Aufwandsentschädigung in Höhe der Aufwandsentschädigung des Ortsbürgermeisters nach § 12 Abs.1 

KomAEVO. Erfolgt die Vertretung nicht für die Dauer eines vollen Monats, so beträgt sie für jeden Tag 

der Vertretung ein Dreißigstel des Monatsbetrags der dem Ortsbürgermeister zustehenden 

Aufwandsentschädigung. Erfolgt die Vertretung insgesamt während eines kürzeren Zeitraums als einen 
vollen Tag, so beträgt die Aufwandsentschädigung insgesamt die Hälfte des Tagessatzes nach Satz 2. 

Eine nach Absatz 2 gewährte Aufwandsentschädigung ist anzurechnen. 

(2) Ehrenamtliche Beigeordnete, denen keine Aufwandsentschädigung nach Absatz 1 gewährt wird, 

erhalten für die Teilnahme an den Sitzungen des Ortsgemeinderates, der Ausschüsse und der 
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Ortsbeiräte die für Ortsgemeinderatsmitglieder festgesetzte Aufwandsentschädigung, sofern sie nicht 

bereits hierfür eine Entschädigung als gewähltes Rats- oder Ausschussmitglied erhalten. § 7 Abs.3 und 

6 gilt entsprechend. 

(3) § 7 Abs.3 bis 6 sowie § 10 Abs. 2 gelten entsprechend. 

 

 

§ 12 Aufwandsentschädigung der Ortsvorsteher 

 

(1) Die Ortsvorsteher erhalten eine Aufwandsentschädigung. Diese beträgt 50 % der 
Aufwandsentschädigung, die ein Ortsbürgermeister nach der Einwohnerzahl des Ortsbezirks gemäß § 

12 Abs.1 Satz 1 KomAEVO erhalten würde. 

(2) Stellvertretende Ortsvorsteher, die den Ortsvorsteher innerhalb eines Monats insgesamt länger als 

drei Tage vertreten, erhalten eine Aufwandsentschädigung in gleicher Höhe wie der Ortsvorsteher 

entsprechend der für die Beigeordneten geltenden Bestimmungen. 

(3) § 7 Abs.3, 4 und 6 sowie § 10 Abs.2 gelten entsprechend. 

 

 

§ 13 Aufwandsentschädigung für weitere Ehrenämter 

(1) Die Mitglieder des Wahlausschusses erhalten für Sitzungen des Wahlausschusses ein Sitzungsgeld in 

Höhe 10,00 €. Finden gleichzeitig Wahlausschusssitzungen verschiedener Wahlen und Abstimmungen 

statt, wird die Aufwandsentschädigung nur einmal gewährt. 
(2) Die Mitglieder und Hilfskräfte der Wahl- und Abstimmungsvorstände erhalten eine pauschalierte 

Abgeltung ihres baren Aufwandes in der Form eines Erfrischungsgeldes. Das Erfrischungsgeld bestimmt 

sich durch die spezialgesetzliche Regelung der jeweiligen Wahl. Bei der Kommunalwahl wird den 

Mitgliedern der Wahlvorstände für den Wahltag ein Erfrischungsgeld analog der Höhe der Regelungen 

der Landeswahlordnung oder Bundeswahlordnung gewährt; es gilt der höhere Betrag. Finden an einem 

Wahltag mehrere Wahlen und Abstimmungen gleichzeitig statt, so wird das Erfrischungsgeld nur 

einmalgewährt.  

(3) § 10 Abs.2 gilt entsprechend. 

 

§ 14 In-Kraft-Treten  

(1) Die Hauptsatzung tritt am 08.06.2026 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 08.08.1994 mit der 3. Änderungssatzung vom 25.07.2014 

außer Kraft. 

 
 

Üxheim, 17.06.2026 

 

 

Thomas Heintz 

Ortsbürgermeister 

 

 
Hinweis: 

Es wird darauf hingewiesen, dass Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften zustande gekommen 

sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn 

1. Die Bestimmung über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung oder die Bekanntmachung der 

Satzung verletzt worden sind,  

oder 
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2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder jemand die Verletzung der 

Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der Gemeindeverwaltung unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die 

Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat.  

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jedermann 

diese Verletzung geltend machen. Bei der Bekanntmachung der Satzung ist auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der 

Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und die Rechtsfolgen hinzuweisen.  
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SITZUNGSVORLAGE
 
 

Fachbereich: Bauen und Umwelt Datum: 27.05.2026

Aktenzeichen: 54100/370 Vorlage Nr. 2-1279/26/37-134
 

Beratungsfolge Termin Status Behandlung

Ortsgemeinderat 17.06.2026 öffentlich Entscheidung

 

Ausbau der Römerstraße in Nollenbach und des anschließenden Wirtschaftsweges nach Flesten 
- Grundsatzbeschluss
 
Sachverhalt:
 
Die im Ortsteil Nollenbach befindliche Römerstraße ist stark sanierungsbedürftig. Die Römerstraße ist derzeit
etwa 4,50m breit asphaltiert. Der daran anschließende Wirtschaftsweg bis zum Ortsteil Flesten ist ebenfalls
sanierungsbedürftig und derzeit etwa 3,80-4,00m breit. 
 
 

 
Die Sanierung bzw. der Ausbau des als Gemeindestraße gewidmeten Teiles, wäre abrechenbar über
wiederkehrende Straßenbaubeiträge. Fördermittel wären ggf. aus dem I-Stock des Landes Rheinland-Pfalz
möglich. Der Anteil des Wirtschaftsweges könnte evt. aus Mitteln für den landwirtschaftlichen Wegebau
gefördert werden. Für die Beantragung von Fördermitteln, ist aber eine konkrete Planung notwendig. Seitens
der Verwaltung wird daher vorgeschlagen ein Planungsbüro für die Straßenplanung zu beauftragen.
 
In einer Preisanfrage wurden seitens der Verwaltung die Planungsleistungen der Lph 1-3 (bis
Entwurfsplanung) einschl. Vermessung und die Lph 5-9 einschl. örtlicher Bauüberwachung nach HOAI bei drei
Ingenieurbüros angefragt. Das Ergebnis der Preisanfrage wird in der Sitzung bekanntgegeben. 
 
Außerdem wird empfohlen, in Abstimmung mit dem Ingenieurbüro die notwendigen
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Baugrunduntersuchungen zu beauftragen, um die Beschaffenheit des Asphaltaufbaus und der
ungebundenen Tragschichten festzustellen.
 
Beschlussvorschlag:
 
Der Ortsgemeinderat erkennt ebenfalls den erforderlichen Sanierungsbedarf und stimmt einer
Sanierung/Ausbau der Gemeindestraße im Ortsteil Nollenbach und dem anschließenden Wirtschaftsweg bis
nach Flesten zu. Der Ortsbürgermeister wird ermächtigt den Auftrag für die Lph 1-3 (bis Entwurfsplanung)
einschl. Vermessung an den wirtschaftlichsten Bieter zu erteilen. In Abstimmung mit dem beauftragten
Ingenieurbüro sollen zudem die notwendigen Baugrunduntersuchungen beauftragt werden.
 
Finanzielle Auswirkungen:
 
Im Haushaltsplan 2026 wurden für den Anteil der Gemeindestraße (Römerstraße) Planungskosten in Höhe
von 30.000,- € sowie für den Anteil des Wirtschaftsweges weitere 8.000,- € eingestellt.
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